
Eigenschaften verfügen muß, die ihn befähigen, diesen 
seinen Verpflichtungen zur Förderung des Gemein­
wohls Genüge zu leisten. Und wenn auch die Boden­
reformverordnung ausdrücklich nur die politischen An­
forderungen behandelt, die an den Neubauern gestellt 
werden müssen — Gewähr für antifaschistische Ein­
stellung auf Grund seiner Vergangenheit (Art. 4 Ziff. 10 
a. a. O. —, so beweist doch schon dieser Umstand, daß 
die Auswahl eines Besitznachfolgers nicht dem freien 
Belieben des einzelnen Neubauern überlassen werden 
darf. Das gleiche gilt natürlich auch für die allgemein 
charakterliche und fachliche Eignung. Aus allen diesen 
Gründen ließe sich durchaus die Auffassung vertreten, 
daß es der Bestimmung in Art. 6 gar nicht bedurft 
hätte, denn es wäre mit der Erfüllung des wirtschafts­
politischen Zieles der Bodenreform unvereinbar, wollte 
man es zulassen, daß ein Neubauer, dem aus dem 
Bodenfonds für ein geringes Entgelt Land zugewiesen 
worden ist, hierüber nach freiem Belieben, d. h. ohne 
Einschaltung der zuständigen Bodenkommission, ver­
fügen und sieh dabei womöglich noch durch Boden­
spekulation bereichern könnte. Das Eigentum ist so 
stark an die Person des Neubauern, dem das Land 
zugeteilt worden ist, gebunden, daß jede freie rechts­
geschäftliche Verfügung darüber mit den Zielen der 
Bodenreform unvereinbar und deshalb unzulässig ist. 
Die richtige Auslegung des Art. 6 der Bodenreform­
verordnung kann daher nicht die vom Landgericht ge­
wählte einengende sein, sondern zwingt zu dem 
Schlüsse, daß die aufgeführten Formen der Veräuße­
rung oder Belastung des Eigentums nur Beispiele für 
das allgemein geltende Verbot einer Verfügung über 
das Eigentum unter Lebenden sind.

Der vorliegende Fall bietet dem Obersten Gericht 
keinen Anlaß, darauf einzugehen, ob und inwieweit die 
erbrechtlichen Bestimmungen des bürgerlichen Rechts 
auf die Neubauernwirtschaft anzuwenden wären; denn 
erbrechtliche Fragen stehen nicht zur Entscheidung. 
Wenn auch in dem Vertrage vom 16. Januar 1950 er­
klärt wird, daß die Schenkung „in Vorwegnahme der 
erbrechtlichen Regelung“ vorgenommen werde, so 
handelt es sich dennoch um eine rechtsgeschäftliche 
Verfügung unter Lebenden über einen Gegenstand, der 
dieser freien Verfügung entzogen ist. Wollte man ge­
statten, daß in dieser Weise über Neubauernwirt­
schaften verfügt werden darf, so würde das zu Um­
gehungen des Verfügungsverbotes führen, und Zweck 
und Ziel der Bodenreform würden vereitelt werden 
können.

§ 13 GVG; Art. 138 der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik.

Die ordentlichen Gerichte sind nicht zur Entscheidung 
darüber berufen, ob die Gemeindebodenkommission 
berechtigt war, ein Pferd einem Neubauern zuzuteilen.

OG, Urt. vom 22. August 1951 — 1 Zz 37/51.

Aus den G r ü n d e n :
Der Kläger war Eigentümer des etwa 1500 Morgen 

großen landwirtschaftlichen Gutes R. bei K., das links 
der Oder liegt. Im Januar 1945 verließ er das Gut, 
um der vorrückenden Roten Armee zu entgehen. Bei 
seiner Flucht nahm er einen Teil seines beweglichen 
Vermögens, darunter den größten Teil seiner Pferde, 
mit. Er kam zunächst nach E. zu einem dort wohnenden 
Verwandten. Auf Anweisung des dortigen Bürger­
meisters vermietete er ein Pferd, einen etwa 10 Jahre 
alten Fuchswallach, vom 1. August 1945 ab an den 
Verklagten zu 1) gegen einen täglichen Mietzins von 
1 RM. Später wurde dieses Pferd von der Gemeinde­
bodenkommission E. der Verklagten zu 2) zugeteilt, 
die im Zuge der Bodenreform eine Neubauernstelle 
erhalten hatte. Der Großgrundbesitz des Klägers in R. 
ist durch die Bodenreform in Brandenburg enteignet 
worden. Der Kläger ist der Ansicht, daß er Eigentümer 
des Pferdes geblieben sei und daß er den mit dem 
Verklagten zu 1) vereinbarten Mietzins für die Be­
nutzung des Pferdes auch weiterhin von den Verklagten 
zu 1) und 2) verlangen könne. Mit der im Februar 1949 
erhobenen Klage hat er den Mietzins für die Zeit vom 
1. August bis 1. Dezember 1945 in Höhe von 120 DM 
von dem Verklagten zu 1) und für die Zeit vom 1. De­
zember 1945 bis 31. Januar 1949 den Mietzins von den

Verklagten zu 1) und 2) als Gesamtschuldnern in Höhe 
von 1140 DM verlangt. Weiter hat er von diesen beiden 
Verklagten die Herausgabe des Pferdes gefordert----------------------

Die Verklagten haben Abweisung der Klage be­
antragt. Sie haben geltend gemacht, daß der Rechts­
weg unzulässig und die Klage sachlich unbegründet 
sei; der Kläger habe das Eigentum an dem Pferde 
dadurch verloren, daß sein Großgrundbesitz mit In­
ventar enteignet worden sei und daß die Gemeinde­
bodenkommission in E. das Pferd der Verklagten zu 2) 
zugeteilt habe.

Das Landgericht hat den Verklagten zu 1) zur Zah­
lung von 120 DM, die Verklagten zu 1) und 2) als Ge­
samtschuldner zur Zahlung von 1140 DM und zur Her­
ausgabe des Pferdes verurteilt.

Gegen das Urteil des Landgerichts hat der General­
staatsanwalt der Deutschen Demokratischen Republik 
die Kassation beantragt, weil das Urteil auf einer Ver­
letzung des Gesetzes beruhe. Der Kassationsantrag ist 
begründet.

. .'. Mit der Frage, ob der Rechtsweg zulässig ist, 
hat sich das Landgericht überhaupt nicht befaßt, ob­
gleich die Verklagten in ihren Schriftsätzen mehrfach 
die Frage aufgeworfen haben. Das Urteil führt zwar 
aus, daß die Landesbodenkommission des Landes 
Brandenburg allein darüber zu entscheiden habe, ob 
das Pferd als Zubehör des Großgrundbesitzes des Klä­
gers enteignet ist. Wenn aber das Landgericht trotzdem 
sachlich über den Klageanspruch zugunsten des Klä­
gers entscheidet, so geht es offenbar davon aus, daß 
sich die Enteignung des Grundbesitzes des Klägers 
nicht auf das Pferd erstreckt habe und dieser Eigen­
tümer des Pferdes geblieben sei. Auch mit der Tatsache, 
daß die Gemeindebodenkommission in E. das Pferd 
der Verklagten zu 2) für ihren Neubauemhof zugeteilt 
hatte, hat sich das Landgericht nicht ausdrücklich 
befaßt. Aus der Bemerkung in dem Urteil, daß nur die 
Landesbodenkommission des Landes Brandenburg über 
die Verwendung des Pferdes zu befinden habe, könnte 
geschlossen werden, daß das Landgericht die Zuteilung 
des Pferdes an die Verklagte zu 2) durch die Gemeinde- 
bodenkommission in E. für unberechtigt und unwirk­
sam gehalten hat. Offensichtlich hat sich das Land­
gericht der Ansicht des Klägers angeschlossen, das 
Pferd habe die Eigenschaft als Inventar des enteigneten 
Großgrundbesitzes des Klägers dadurch verloren, daß 
dieser es bei seiner Flucht vor der anrückenden Roten 
Armee mitgenommen habe, folglich sei er Eigentümer 
des Pferdes geblieben; die Verordnung über die Boden­
reform des Landes Sachsen-Anhalt habe das Pferd 
nicht betroffen, und deshalb habe die Gemeindeboden­
kommission von E. über das Pferd nicht verfügen 
können. Das Urteil spricht das zwar nicht aus, aber 
es kann nur in diesem Sinne verstanden werden.

Als der Kläger bei seiner Flucht vor der Roten 
Armee seine Pferde mitnahm, haben diese die Zu­
behöreigenschaft nicht verloren; denn wie in der Kas­
sationsbegründung zutreffend ausgeführt ist, hat der 
Kläger damals seinen Großgrundbesitz keinesfalls auf­
gegeben, vielmehr wollte er nur sich und seinen Pferde­
bestand bis zur Beendigung der Kriegshandlungen 
in Sicherheit bringen. Die Mitnahme der Pferde wäre 
daher nur als eine vorübergehende Trennung von dem 
Großgrundbesitz anzusehen (§ 97 Abs, 2 Satz 2 BGB). 
Ist dem aber so, so wären die Pferde, also auch das 
streitige Pferd, mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Bodenreformverordnung enteignet worden (Art. II 
Abs. 2 der Verordnung über die Bodenreform in der 
Provinz Mark Brandenburg vom 6. September 1945 — 
VOB1. der Provinz Mark Brandenburg, S. 8). Die Ent­
scheidung darüber, ob das Pferd zu dem von der Ent­
eignung erfaßten Inventar des Großgrundbesitzes 
gehört oder nicht, steht aber allein den Verwaltungs­
behörden (Orts-, Kreis- und Landesbodenkommis­
sion) zu.

In dem vorliegenden Streitfall kann dies* Frage 
dahingestellt bleiben. Der Kläger hatte seine auf der 
Flucht mitgenommenen Pferde nach E. in Sachsen- 
Anhalt gebracht. Die dortige nach Artikel IV Abs. 2 
der Verordnung über die Bodenreform in Sachsen- 
Anhalt (VOB1. für die Provinz Sachsen, Heft 1, S. 28) 
geschaffene Gemeindebodenkommission hat über das 
streitige Pferd verfügt und es der Verklagten zu 2)
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